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Rhein-Pfalz-Kreis

Da spriefst die Vorderpfalz



Vollzug des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) 

Planfeststellungsverfahren nach §§ 67, 68 WHG 

BEKANNTMACHUNG:
1.
Die Firma ISP Industrie- Sandwerke Pfalz GmbH & Co.KG, hat Antrag auf Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens für die Erweiterung der Kiesabgrabung mit Herstellung einer Wasserfläche in der Gewanne „Heiligensand“ in Bobenheim- Roxheim gestellt.

2.
Es wird darauf hingewiesen, dass

2.1
die maßgebenden Unterlagen (Plan), nach denen das Vorhaben zur Ausführung gelangen soll, bei der

Gemeindeverwaltung Bobenheim- Roxheim
- Zimmer 206 -

Rathausplatz 1
67240 Bobenheim- Roxheim
zu den üblichen Dienstzeiten vom

06.12.2019 – 10.01.2020
 zu jedermanns Einsicht ausliegen (Hinweis: Gemeindeverwaltung ist vom 24.12.2019-1.1.2020 geschlossen),

 die Bekanntmachung mit den maßgebenden Planunterlagen während dieses Zeitraums auf der Internetseite der Kreisverwaltung Rhein-Pfalz-Kreis unter www.rhein-pfalz-kreis.de und auf dem UVP- Portal der Bundesländer www.uvp-verbund.de eingesehen werden können,

2.2
Einwendungen gegen das beantragte Vorhaben oder Stellungnahmen von Vereinigungen nach § 73 Abs. 4 Satz 5 Verwaltungsverfahrensgesetz bei der Kreisver​waltung Rhein-Pfalz-Kreis, Europaplatz 5, 67063 Ludwigshafen oder bei der Gemeindeverwaltung Bobenheim- Roxheim bis spätestens 10.02.2020 schriftlich oder zur Niederschrift vorzubringen sind,

2.3
mit Ablauf der Einwendungsfrist alle Einwendungen ausge​schlossen 
werden, die nicht auf besonderen privatrechtli​chen Titeln beruhen,

2.4
bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin auch ohne ihn verhandelt werden kann,

2.5
bei mehr als 50 vorzunehmenden Benachrichtigungen oder Zu​stellungen

2.5.1
die Personen, die Einwendungen erhoben haben, oder die Vereinigungen, die Stellungnahmen abgegeben haben, von dem Erör​terungstermin durch öffentliche Bekanntmachung benachrich​tigt werden können,

2.5.2
die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden kann,

2.6
nachträgliche Auflagen wegen nachteiliger Wirkungen nur ver​langt werden können, wenn der Betroffene die nachteiligen Wirkungen nicht voraussehen konnte.
3.    Mit der Veröffentlichung der Auslegung der Planunterlagen wird gleichzeitig bekanntgegeben, dass die Pflicht einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach § 5 des Gesetzes über Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) besteht. Bei dem geplanten Vorhaben handelt es sich um ein Vorhaben der Anlage 1 Nr. 13.18.1 für das eine allgemeine Vorprüfung im Einzelfall vorgesehen ist. Diese Vorprüfung entfällt, da der Antragsteller gem. § 7 Abs. 3 UVPG die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung beantragt hat und die Kreisverwaltung das Entfallen der Vorprüfung als zweckmäßig erachtet hat. Für das Vorhaben ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen. Der Plan besteht aus folgenden, auch für die Beurteilung der Umweltverträglichkeitsprüfung maßgebenden Planunterlagen: 

              - Umweltverträglichkeitsstudie

              - Übersichtsplan 

              - Bohrprofile 

              - Grundwasserhydraulische Fachgutachten 

              - Artenschutzrechtliche Verträglichkeitsuntersuchung

              - Natura 2000- Verträglichkeitsuntersuchung

              - Mutterbodenverbringung

              - Pläne: Abbauplan, Bestand Biotoptypen und Nutzungen, Kartierungen, 
                Renaturierungsplan, Konflikte und Maßnahmen zur Vermeidung und Minderung, 

                Uferprofile Renaturierung  

Es wird auf folgendes hingewiesen:

Die für das Verfahren und die Entscheidung über die Zulässigkeit des Verfahrens zuständige Behörde ist die Kreisverwaltung Rhein-Pfalz-Kreis, Europaplatz 5, 67063 Ludwigshafen. 

Über die Zulässigkeit wird mittels Planfeststellungsbeschluss entschieden.

Die ausgelegten Planunterlagen enthalten die Angaben nach § 16 Abs. 1 UVPG.

Innerhalb der Anhörung zu den ausgelegten Planunterlagen wird die Öffentlichkeit auch hinsichtlich der Umweltauswirkungen des Vorhabens nach § 18 Abs. 1 UVPG beteiligt.   

Ludwigshafen, 28.11.2019
Kreisverwaltung

Gez.
Körner
Landrat 
